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Am 18. Dezember begann in Hongkong der Prozess gegen Jimmy Lai, den Eigentümer der
inzwischen eingestellten Apple Daily, der wichtigsten liberalen Zeitung Hongkongs. Lai, der seit drei
Jahren inhaftiert ist, zumeist in Einzelhaft, muss sich vier Anklagen stellen, darunter drei Verstöße
gegen das Nationale Sicherheitsgesetz (NSL). Dieses wurde 2020 über Hongkong verhängt und
verbietet effektiv jegliche Opposition oder Kritik an den Regierungen von Hongkong und Peking. Das
Gesetz sieht im Falle einer Verurteilung eine lebenslange Haftstrafe vor, und die Erfolgsquote bei
der Strafverfolgung liegt Berichten zufolge bei 100 Prozent.

Im Fall von Lai führte die Staatsanwaltschaft als Beweis für seine Schuld die Tatsache an, dass er in
seiner Zeitung zur internationalen Unterstützung der Demokratiebewegung in Hongkong aufgerufen
und verschiedene internationale politische Persönlichkeiten auf seinem Twitter-Account
hervorgehoben markiert hatte. Angesichts der weit verbreiteten Verurteilung des Prozesses in der
ganzen Welt ist es erwähnenswert, dass die vierte Anklage nach dem britischen Kolonialgesetz
gegen „Aufwiegelung“ erhoben wurde.

Verfahren gegen „Hongkong 47“

Der Prozess gegen Lai findet nur zwei Wochen nach dem Abschluss des Verfahrens gegen die
„Hongkong 47“ statt. Ihr „Verbrechen“? Im Juli 2020 organisierten sie eine inoffizielle Vorwahl, um
Kandidat:innen für die im September anstehenden Wahlen zum Legislativrat von Hongkong
auszuwählen. Ihr Ziel war es, die Chancen zu maximieren, genügend Sitze zu gewinnen, um die
Politik, einschließlich des von der von Peking eingesetzten Regierung vorgeschlagenen Haushalts,
zu blockieren.

Nach dem Gesetz über die nationale Sicherheit stellt dies eine „Subversion“ dar, denn wenn der
Haushalt nicht verabschiedet wird, kann die Regierung ihre Politik nicht umsetzen. Für die
Kommunistische Partei Chinas (KPCh), die die eigentliche Quelle aller Entscheidungen in China
darstellt, haben die gewählten Volksvertreter:innen nicht das Recht, eine Regierung an der
Umsetzung ihrer Politik zu hindern.

Der Vorwahlkampf war erfolgreicher als erwartet: Mehr als 600.000 Menschen, d. h. mehr als 13 %
der gesamten Wähler:innenschaft, gaben ihre Stimme ab. Schließlich verschob die Covid-Pandemie
die Wahl auf Dezember 2021. Bis dahin war den meisten Angeklagten Entlassung gegen Kaution
verweigert worden und sie befanden sich in Untersuchungshaft. Nach wiederholten Anträgen der
Staatsanwaltschaft auf Verschiebung des Prozesses mit der Begründung, dass mehr Zeit für den
Abschluss der Ermittlungen erforderlich sei, blieben sie das ganze Jahr 2022 in Haft.

Auf den ersten Blick scheint das zu zeigen, dass sie über keine Beweise verfügte, um ihre Verfolgung
zu unterstützen, als die Angeklagten inhaftiert wurden, aber der wahrscheinlichere Grund ist die
Absicht, andere einzuschüchtern, die an irgendwelche Aktivitäten gegen die Regierung denken
könnten.

In der Zwischenzeit erkannte die Regierung die weit verbreitete Unterstützung für die Angeklagten
an, indem sie erklärte, es bestehe die „Gefahr der Pervertierung der Justiz, wenn der Prozess mit
Geschworenen geführt wird“, und ernannte daher einen handverlesenen Richter, der den Fall
verhandeln sollte. Der Prozess begann schließlich im Februar 2023, und schon bald stellte sich
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heraus, dass einige der Angeklagten tatsächlich im Auftrag der Regierung gehandelt hatten, indem
sie heimlich Sitzungen zur Organisation der Vorwahlkampagne filmten und aufzeichneten. Ein Urteil
wird nicht vor Ablauf von drei Monaten erwartet, so dass der Stress für die Gefangenen und ihre
Familien anhält und als Warnung für andere dient.

Ironischer Weise endete dieses Verfahren am Tag der ersten Wahl zum Legislativrat, die nach den
neuen Vorschriften stattfand. Bei der Wahl 2019, die nach dem vorherigen System stattfand, lag die
Wahlbeteiligung bei 71,23 Prozent, und die „prodemokratischen“ Kandidat:innen gewannen mehr
als 80 Prozent der Sitze in den 18 abstimmenden Bezirken. Damals wurden 90 Prozent der Sitze
durch das Volk gewählt; diesmal waren weniger als 20 Prozent zu wählen, nur von der Regierung
überprüfte Bewerber:innen durften kandidieren, und natürlich saßen die „prodemokratischen“
Kandidat:innen im Gefängnis. Die Wähler:innen in Hongkong machten ihre Ablehnung dieses
manipulierten Systems deutlich, indem sie das Verfahren boykottierten; die Wahlbeteiligung lag bei
nur 27,5 Prozent der Wahlberechtigten.

Weitere Verfahren

Im selben Monat beantragte Chow Hang-tung, eine Anwältin, die seit zwei Jahren in
Untersuchungshaft sitzt, weil sie die Mahnwachen 2020 und 2021 zum Gedenken an das
Tian’anmen-Massaker von 1989 organisiert hat, die Freilassung gegen Kaution, da noch kein Termin
für ihren Prozess feststeht. Chow wurde kürzlich zusammen mit zwei Anwälten vom Festland, Xu
Zhiyong und Ding Jiaxi, mit dem Menschenrechtspreis des Europäischen Rates der Gerichte und
Anwaltschaften (CCBE) ausgezeichnet.

Der Richter lehnte ihren Antrag ab und begründete dies damit, dass er nicht wisse, ob ihr Handeln
gegen das NSL verstoße. Es ist offensichtlich, dass die Richter das Gesetz nicht mehr auslegen und
anwenden, sondern auf das Urteil der KPCh warten, oder, wie Chow es in ihrer Annahme des CCBE-
Preises formulierte, „selbst ein ,unabhängiges Gericht‘ … wird in der Praxis zum Vollstrecker des
parteiischen Willens der Partei“.

Die Inszenierung dieser Schauprozesse durch die KPCh bestätigt auf ihre Weise, dass selbst die
elementarsten demokratischen Rechte – Redefreiheit, unabhängige politische Parteien, freie Wahlen
– tatsächlich eine Bedrohung für ihre Herrschaft darstellen. Der Kampf für die Beibehaltung einiger
dieser Rechte in Hongkong nach der Rückgabe des Gebiets an China im Jahr 1997 hat zu
verschiedenen Zeiten Millionen von Menschen mobilisiert, war aber immer von der Annahme
geprägt, dass es sich um eine Angelegenheit handelt, die nur Hongkong betrifft. Einige glaubten
sogar, dass „Ein Land, zwei Systeme“ eine Art Garantie für den Sonderstatus der ehemaligen
Kolonie darstellte. Es ist klarer denn je, dass der Kampf für selbst grundlegende demokratische
Rechte in dem Gebiet nicht von dem Eintreten für diese Rechte in ganz China getrennt werden kann.

Heute verlangsamt sich die nationale Wirtschaft, die Arbeitslosigkeit steigt, und es gibt Anzeichen
von Spaltung und sogar Lähmung in den Reihen der KPCh selbst. Die Sozialist:innen in ganz China
müssen sich in einer Partei auf der Grundlage eines Programms organisieren, in dessen Mittelpunkt
der Aufbau unabhängiger Organisationen der Arbeiter:innenklasse steht – betriebliche Ausschüsse,
unabhängige Gewerkschaften, eine Jugendorganisation, eine Frauenbewegung der
Arbeiter:innenklasse – und das sich der Verteidigung der Arbeiter:inneninteressen, dem Widerstand
gegen weitere Zugeständnisse an kapitalistische Willkür, dem Sturz der Diktatur und ihrer
Ersetzung durch die Herrschaft der Arbeiter:innenorganisationen verpflichtet.


